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PRESSEMITTEILUNG 

Berlin, den 15. Mai 2026 

Am Elterngeld sparen wäre ein fatales Signal an 
junge Menschen und könnte das Geburtentief 
vergrößern 

eaf warnt anlässlich des Internationalen Tages der Familie vor Kürzungen 

beim Elterngeld  

500 Millionen Euro soll Bundesfamilienministerin Karin Prien in ihrem Haushalt einsparen und 

in der Presse verdichten sich die Hinweise, dass dafür das Elterngeld zusammengekürzt werden 

soll. Wer jedoch den Passus zum Elterngeld im Koalitionsvertrag studiert hatte, durfte aus Sicht 

der evangelischen arbeitsgemeinschaft familie (eaf) alles andere als Kürzungen erwarten: Von 

erhöhten Lohnersatzraten, Unterstützung von Eltern und spürbarer Erhöhung von Einkommens-

grenzen, Mindest- und Höchstbeträgen ist dort zu lesen.  

Wenn anstelle der Elterngeld stärkenden Vorhaben im Koalitionsvertrag Kürzungen kommen, 

kommt dies einem gebrochenen Versprechen der Koalitionspartner gleich.  

„Wer beim Elterngeld den Rotstift ansetzt, tritt junge Eltern mit Füßen. Seit das Elterngeld vor 

knapp 20 Jahren eingeführt wurde, ist es nicht mehr erhöht worden. Durch die Inflation ist es 

heute deutlich weniger wert, was dringend ausgeglichen werden muss. Die Geburtenrate in 

Deutschland ist auf einem historischen Tiefstand angekommen: Die Zahl der Geburten hat den 

niedrigsten Stand seit dem Zweiten Weltkrieg erreicht“, erläutert eaf-Präsident Prof. Dr. Martin 

Bujard. „Die soziale Sicherung unseres Landes beruht aber auf dem Generationenvertrag. Wenn 

rund ein Drittel eines Jahrgangs fehlt, bedeutet das deutlich weniger Einnahmen, weniger 

Wachstum und weniger Wohlstand.“ 

Während die Geburtenrate zwischen 2021 und 2024 noch einmal deutlich von 1,58 auf 1,35 

Kinder pro Frau gesunken ist, blieb die – weit darüber liegende - Anzahl der gewünschten Kinder 

im gleichen Zeitraum stabil. Aus Sicht der eaf benötigt Deutschland eine Familienpolitik, die 

jungen Menschen Mut macht, eine Vereinbarkeitsperspektive gibt und sie darin unterstützt, sich 

ihre Kinderwünsche zu erfüllen. Das Elterngeld ist hier eine zentrale familienpolitische Leistung. 

„Eine Kürzung des Elterngeldes steht in diametralem Gegensatz zu allen Erkenntnissen und 

Empfehlungen, die der wissenschaftliche Diskurs der letzten Jahre zum Elterngeld hervorge-

bracht hat“, mahnt Bujard. „Im Gegenteil wird ganz einheitlich ein Ausbau des Elterngeldes und 
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eine Erhöhung der Lohnersatzrate empfohlen, um das Elterngeld auch für Väter attraktiver zu 

machen.“ 

Die eaf fordert ein 18-monatiges Elterngeld, wobei sechs Monate exklusiv für die Mutter, sechs 

Monate exklusiv für den Vater und weitere sechs Monate zur freien Aufteilung zur Verfügung 

stehen. In einem 6+6+6-Modell sind 6 exklusive Vätermonate ein starkes Signal an Väter, 

Sorgeverantwortung zu übernehmen. Mindest- und Höchstbetrag des Elterngeldes müssen 

deutlich erhöht werden. 

„Von 2007 bis 2024 hat sich der ursprüngliche Kaufkraftwert um 40,9 Prozent reduziert“, erklärt 

Bujard. „Zu lange schon sind diese Beträge unverändert. Um die soziale Gerechtigkeit zu stärken 

und die Vereinbarkeitsziele der Leistung weiterhin zu erreichen, muss mindestens die 

Untergrenze von 300 auf 423 Euro und die Obergrenze von 1.800 auf 2.535 Euro angehoben 

werden.“ 

Ansprechpartnerin: Sigrid Andersen, E-Mail: Andersen@eaf-bund.de 

Die evangelische arbeitsgemeinschaft familie e. V. (eaf) ist der familienpolitische Dachverband 

in der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD). 
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